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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich als Anlage 1 den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Ent\vurf eines Zweiten Gesetzes zur Auf- 
hebung des Besatzungsrechts 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 152. Sitzung am 20. Januar 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf, 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erhebt keine Bedenken gegen die Empfehlun- 
gen des Bundesrates zu den angeführten Bestimmungen des Ent- 
wurfs, die im wesentlichen auf übereinstimmenden Vorschlag der 
an der Regelung Interessierten Landesjustizverwaltungen von 
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig- 
Holstein in den Entwurf aufgenommen worden waren. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universltäts-Buchciruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Aufhebung des Besatzungsrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 69 der Britischen Mi- 
litärregierung (Amtsblatt der Militärregie- 
rung Deutschland Britisches Kontrollgebiet 
S. 405), die Verordnung Nr. 131 der Briti- 
schen Militärregierung (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutsdiland Britisches Kontroll- 
gebiet S. 703) und Artikel 1 der Verordnung 
Nr. 208 des Hohen Kommissars des Vereinig- 
ten Königreichs für Deutschland (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 152) 
werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Ein rechtskräftig abgeschlossenes Spruch- 
gerichtsverfahren kann zugunsten des Ver- 
urteilten nach den bisher für die Wiederauf- 
nahme von Spruchgerichtsverfahren gelten- 
den Vorschriften wieder aufgenommen wer- 
den. 

Artikel 3 

(1) Die aus der Abwicklung der Spruchge- 
richtsbarkeit und den Wiederaufnahmever- 
fahren sich ergebenden Aufgaben werden den 
ordentlichen Gerichten und den Staatsanwalt- 


schaften übertragen. An die Stelle der Spruch- 
kammer tritt die Strafkammer des Landge- 
richts, an die Stelle des Spruchsenats der 
Strafsenat des Obcrlandesgerichts. Die Auf- 
gaben des öffentlichen Anklägers nimmt die 
Staatsanwaltschaft bei dem zuständigen 
ordentlichen Gericht wahr. 

(2) örtlich zuständig ist das Gericht, in des- 
sen Bezirk das Spruchgericht zur Zeit des 
Übergangs des Verfahrens seinen Sitz hatte. 
Für das Wiederaufnahmeverfahren ist das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
das Spruchgericht seinen Sitz hatte, dessen 
Urteil mit dem Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens angefochten wird. 

(3) Gnadenbehörde Ist die Vollstreckungs- 
behörde. 

Artikel 4 

Die obersten Justizbehörden In den Län- 
dern der ehemaligen Britischen Zone werden 
ermächtigt, gemeinsam Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zu erlassen, die für die Ab- 
wicklung der Spruchgerichtsverfahren erfor- 
derlich sind. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
5. Mai 1955, 12.00 Uhr in Kraft. 
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Begründung 


I. Die rechtlichen Grundlagen 
der Spruchgerichtsbarkelt in der ehemaligen 
Britischen Zone 

1. Die Verordnung Nr. 69 der Britischen 
Militärregierung vom 1. November 1946 
(Amtsblatt der Militärregierung Deutsdiland 
Britisches Kontrollgebiet S. 405) befaßt sich 
mit den Verfahren gegen Angehörige ver- 
bredierischer Organisationen. Die Verord- 
nung beruht auf dem Statut des Internatio- 
nalen Militärgerichtshofes, das dem zwischen 
Frankreich, Großbritannien, der Sowjetunion 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
abgeschlossenen Abkommen über die Verfol- 
gung und Bestrafung der Fiauptkriegsverbre- 
cher der europäischen Achse vom 8. August 
1945 beigefügt war. In Artikel 10 des Statuts 
ist vorgesehen, daß Einzelpersonen wegen 
ihrer Zugehörigkeit zu einer vom Internatio- 
nalen Militärgerichtshof für verbrecherisch 
erklärten Gruppe oder Organisation vor ein 
Geridit gestellt werden könnten. Das am 
30. September/1. Oktober 1946 verkündete 
Urteil des Internationalen Militärgerichts- 
hofes in Nürnberg erklärte bestimmte Grup- 
pen des Führerkorps der ehemaligen NSDAP, 
der Gestapo und des SD sowie der SS für 
verbrecherisch. 

Im Jahre 1946 befand sich eine große Anzahl 
an Internierten in britischen Fiänden, die 
zum größten Teil zu den für verbrecherisch 
erklärten Gruppen gehören konnten. Die 
Britische Militärregierung cntsclilüß sidi da- 
her, Strafverfahren wegen Zugehörigkeit zu 
einer für verbrecherisch erklärten Organisa- 
tion vor deutschen Gerichten durchführen 
zu lassen. Durch die Verordnung Nr. 69. 
ordnete sie die Errichtung von deutschen 
Spruchgerichten erster Instanz (Spruchkam- 
mern) und eines deutschen Zonenspruchge- 
richts zweiter Instanz an, das aus einer An- 
zahl von Spruchsenaten bestehen sollte. 
Außerdem traf sie Bestimmungen über die 
Zusammensetzung der Spruchkammern und 
Spruchsenate, über die Verantwortlichkeit 
des Zentraljustizamtes für die Britische Zone 
für die Vorbereitung der Verfahren, über 
die Anklage und über die Strafarten und 
Strafhöhen. Das Zentraljustizamt für die 
Britische Zone wurde ermächtigt, die Durch- 
führungsbestimmungen einschließlich von 
Richtlinien für die Höchststrafen zu erlassen. 
In einem ersten Anhang der Verordnung 
wurden im einzelnen die Gruppen bezeich- 


net, die durch das Urteil des Internationalen 
Militärgerichtshofes für verbrecherisch er- 
klärt worden waren. Der zweite Anhang gibt 
die Taten wieder, die auf Grund des Arti- 
kels 6 des Statuts des Internationalen Mili- 
tärgerichtshofes für verbrecherisch erklärt 
worden waren. Die Verordnung trat am 
31. Dezember 1946 in Kraft. 

Um Klarheit über die Eingliederung des sog. 
Organisationsverbrechens in die Dreiteilung 
der strafbaren Handlungen nach § 1 StGB zu 
schaffen, erging später die Verordnung 
Nr. 131 der Britischen Militärregierung 
vom 31. Dezember 1946 (Amtsblatt der Bri- 
tischen Militärregierung Deutschland Briti- 
sches Kontrollgebiet S. 703). Danach wurde 
das Organisationsverbrechen in Abweldiung 
von der sonst üblichen Betrachtungsweise bei 
einer Verurteilung zu Freiheitsstrafe von 
mehr als 5 Jahren als Verbrechen, bei einer 
darunter liegenden Freiheits- oder Geldstrafe 
und bei Vermögenseinziehung als Vergehen 
bezeichnet. 

2. Der Präsident des Zentraljustizamtes für 
die Britische Zone erließ am 17. Februar 1947 
folgende Durchführungsverordnungen zu 
der Verordnung Nr. 69 der Britisdien Mili- 
tärregierung: 

Verordnung über die Errichtung der 
Dienststelle eines Generalinspekteurs in 
der Britischen Zone für die Spruchgerichte 
Zur Aburteilung der Mitglieder der in 
Nürnberg für verbrecherisch erklärten 
Organisationen (Verordnungsblatt für die 
Britische Zone 1947 S. 22). Durch diese 
Verordnung, die später durch die Verord- 
nung vom 13. März 1948 (Verordnungs- 
blatt für die Britische Zone 1948 S. 72) 
ergänzt worden ist, wurde die Dienst- 
stelle eines Generalinspekteurs geschaffen, 
die dem Zentraljustizamt für die Durch- 
führung der Organisation und der Ver- 
fahren verantwortlich war; 

Verordnung über die beamten-, besol- 
dungs- und haushaltsrechtliche Stellung der 
Beamten der Dienststelle des Generalin- 
spekteurs, der Sprudigerichte und der An- 
klagebehörden für die Aburteilung von 
Mitgliedern verbrecherischer Organisatio- 
nen (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone 1947 S. 23), die später nach einer 
Änderung durch die Bekanntmachung vom 
12. Januar 1948 (Verordnungsblatt für die 
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Britische Zone 1948 S. 7) neu gefaßt wurde 
(Verordnung vom 12. Januar 1948 — 
Verordnungsblatt für die Britische Zone 
1948 S. 7); 

Verfahrensordnung für die deutschen 
Spruchgerichte zur Aburteilung von Mit- 
gliedern verbrecherischer Organisationen 
(Verordnungsblatt für die Britische Zone 
1947 S. 57). Die Verfahrensordnung ent- 
hält u. a. die maßgebenden Bestimmungen 
über die Gliederung, Errichtung und Be- 
setzung der Spruchgerichte, über die Er- 
nennung der Mitglieder, die Mitwirkung 
der Schöffen, die Organisation der öffent- 
lichen Ankläger und der Gesdiäftsstellen 
sowie über den Gerichtsstand; 

Kostenbestimmungen für die Spruchge- 
richte zur Aburteilung von Mitgliedern 
verbrecherischer Organisationen (Verord- 
nungsblatt für die Britische Zone 1947 
S. 63). 

a) Auf Grund dieser Verordnungen ergab 
sich folgende Gliederung der Spruchgerichts- 
barkeit: Die Dienststelle des Generalinspek- 
teurs war dem Zentraljustizamt für die Bri- 
tische Zone angegliedert und unterstand dem 
Präsidenten des Zentraljustizamtes unmittel- 
bar. Der Generalinspekteur hatte die Auf- 
gabe, die Spruchgerichte einzurichten, für den 
schnellen und reibungslosen Ablauf der 
Spruchgerichtsverfahren zu sorgen und die 
oberste Dienstaufsicht über die Spruchge- 
richte sowie die oberste Aufsicht und Leitung 
über die Anklagebehörden auszuüben. Er 
war befugt, die Beamten der Anklagebehör- 
den und die nicht richterlichen Beamten der 
Spruchgerichte sowie die Beamten und Ange- 
stellten seiner Dienststelle zu ernennen oder 
zu verpflichten. Die Ernennung, Beförde- 
rung und Ablösung der Richter erfolgte 
durdi den Präsidenten des Zentraljustizamtes. 
Die Spruchkammern wurden vom General- 
inspekteur in der Nähe der Internierungs- 
lager der ehemaligen Britischen Zone erridi- 
tet und auf Grund der AV des Präsidenten 
des Zentraljustizamtes vom 1. Juni 1947 — 
Zentraljustizblatt 1947 S. 14 — zu Spruch- 
gerichten in Bergedorf, Bielefeld, Hiddesen- 
Detmold, Benefeld-Bomlitz, Recklinghausen 
und Stade zusammengefaßt. Ebenso wurden 
die öffentlichen Ankläger der Spruchkam- 
mern örtlich zu Anklagebehörden vereinigt. 

Die zweitinstanzlichen Spruchsenate wurden 
in Hamm gebildet. Durch die genannte AV 
des Präsidenten des Zentraljustizamtes vom 


1. Juni 1947 wurde als zusammengefaßtes 
Zonenspruchgericht in Hamm der Oberste 
Spruchgerichtshof mit mehreren Spruchsena- 
ten errichtet. Die Ankläger bei den Spruch- 
senaten wurden gleichfalls zusammengefaßt. 
Der Leiter der Anklagebehörde beim Ober- 
sten Spruchgerichtshof hatte die Befugnis, die 
Ankläger bei den Spruchgerichten des ersten 
Rechtszuges nach eingelegter Revision un- 
mittelbar mit Weisungen zu versehen; im 
übrigen standen ihm nicht die Befugnisse 
zu, die sonst der Leiter derStaatsanwaltschaft 
beim Oberlandesgericht hat. Die Befugnisse 
des Generalstaatsanwalts lagen vielmehr in 
der Hand des Generalinspekteurs. 

b) Nach der Verordnung des Präsidenten des 
Zentraljustizamtes für die Britische Zone zur 
Regelung des Gnadenwesens gegenüber Ent- 
scheidungen der Spruchgerichte vom 3. De- 
zember 1947 (Verordnungsblatt für die Bri- 
tische Zone 1947 S. 170) üben die Minister- 
präsidenten der Länder das Gnadenrecht aus. 
Gnadenbehörde ist die Anklagebehörde beim 
Spruchgericht des ersten Rechtszuges, nadt 
Beendigung der Tätigkeit der Spruchgerichte 
der Oberstaatsanwalt des Landgerichts, in 
dessen Bezirk das weggefallene Spruchgericht 
seinen Sitz hatte. 

c) Der Gerichtsstand für Spruchgerichtsver- 
fahren war nach § 9 der Verfahrensordnung 
bei der Spruchkammer begründet, in deren 
Bezirk sich der Beschuldigte in Haft befand. 
Die Bestimmung eines anderen Gerichtsstan- 
des für Gruppen von Sachen im Wege allge- 
meiner Anordnung wurde durch die Verord- 
nung des Präsidenten des Zentraljustizamtes 
vom 27. Mai 1948 (Zentraljustizblatt 1948 
S. 129) ermöglicht. Davon wurde durch die 
allgemeine Anordnung des Präsidenten des 
Zentraljustizamtes vom 29. Juni 1948 (Ver- 
ordnungsblatt für die Britische Zone 1948 
S. 170) Gebrauch gemacht. 

Nachdem die Durchführung der Spruchge- 
richtsverfahren zunächst auf die von der Mi- 
litärregierung internierten Angehörigen ver- 
brecherischer Organisationen beschränkt blieb, 
wurden durch die Verordnung des Präsiden- 
ten des Zentraljustizamtes zur Änderung der 
Verfahrensordnung für die deutschen Spruch- 
gerichte zur Aburteilung von Mitglie- 
dern verbrecherischer Organisationen vom 

2. August 1948 (Verordnungsblatt für die 
Britische Zone 1948 S. 226) auch diejenigen 
erfaßt, die aus irgendwelchen Gründen nicht 
interniert waren, aber ebenfalls einer für 
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verbrecherisch erklärten Organisation ange- 
hört hatten. 

d) Bald nach Vollendung des Aufbaues konnte 
der Abbau der Organisation beginnen. Zur 
Verringerung der Zahl der Sprudigerichte 
wurden die Verordnung des Präsidenten des 
Zentraljustizamtes über die Aufhebung von 
Spruchgerichten vom 23. Dezember 1948 
(Verordnungsblatt für die Britische Zone 
1948 S. 391 und die AV des Präsidenten des 
Zentraljustizamtes für die Britische Zone 
vom 15. Juni 1949 — Zentraljustizblatt 
S. 128 — ) erlassen. Z. Z. bestehen noch 
ein Senat des Obersten Spruchgerichtshofes in 
Hamm, das Spruchgericht in Bielefeld sowie 
deren Anklagebehörden. Sie sind personell 
ene mit der Justizverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen verknüpft. Ein kleiner 
Reststab der Dienststelle des Generalinspek- 
teurs wurde ab 1. Januar 1950 mit dem Rest 
des Zentraljustizamtes zusammengezogen. 

e) Nachdem bereits durch die Verordnung 
Nr. 160 der Britischen Militärregierung über 
die Auflösung der Zonen-Haushalte vom 
1. April 1948 (Amtsblatt der Militärregie- 
rung DeutscJiland Britisches Kontrollgebiet 
S. 832) bestimmt worden war, daß der Haus- 
halt der Spruchgerichte einschließlich ihrer 
Anklagebehörden durch die Länder der Bri- 
tischen Zone zu unterhalten war, wurde 
durch Artikel 1 der Verordnung Nr. 208 des 
Hohen Kommissars des Vereinigten König- 
reiches für Deutschland (Amtsblatt der Alli- 
ierten Hohen Kommission S. 152) angeord- 
net, daß in allen Fällen, in denen das Zen- 
traljustizamt nach der Verordnung Nr. 69 
beauftragt worden war, bestimmte Aufgaben 
allein oder gemeinsam mit anderen Behörden 
zu erfüllen, diese AuHaben ab 1. April 1950 
von den Obersten Justizbehörden der Länder 
der Britischen Zone gemeinsam erfüllt wer- 
den sollten. 

3. Spruchgerichtsverfahren und von Spruch- 
gerichten erkannte Strafen waren bereits 
durch das Gesetz über die Gewährung von 
Straffreiheit vom 31. Dezember 1949 (BGBl. 
S. 37) erfaßt worden. Das Straffreiheitsgesetz 
1954 vom 17. Juli 1954 (BGBl. I S. 203) ord- 
nete in § 20 Abs. 2 die Tilgung von Straf- 
registervermerken über Verurteilungen durch 
Snruchgerichte auf Grund der Verordnung 
Nr. 69 der Britischen Militärregierung an, 
wenn Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren, Ver- 
mögenseinziehung und Geldstrafe, allein oder 
nebeneinander, verhängt worden war. Ein 
Bedürfnis für einen Straferlaß und für eine 


Niederschlagung über die sonstigen Vor- 
schriften dieses Gesetzes hinaus bestand inso- 
weit nicht, weil rechtskräftig verhängte Stra- 
fen durchweg verbüßt oder erlassen und Ver- 
fahren mit einigen Ausnahmen nicht mehr 
anhängig waren. Für die wenigen Fälle, in 
denen auf höhere Strafen erkannt worden 
war, nahm das Straffreiheitsgesetz 1954 von 
der Anordnung einer Straftilgung Abstand, 
weil die Strafen wegen besonders verwerf- 
licher Handlungen verhängt worden waren. 


II. Die einzelnen Vorschriften des Entwurfs 
Zu Artikel 1 

Auf Grund von Artikel 2 des Gesetzes 
Nr. A — 37 der ehemaligen Alliierten Hohen 
Kommission vom 5. Mai 1955 (Amtsblatt 
der Alliierten Hohen Kommission S. 3267) 
haben die Artikel III, IV und V des am 
20. Dezember 1945 erlassenen Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 10 über die Bestrafung von Per- 
sonen, die sich Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen den Frieden und gegen die Menschlich- 
keit schuldig gemacht haben (Amtsblatt des 
Kontrollrats S. 50), in der Bundesrepublik 
ihre Wirksamkeit verloren. In dem Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Aufhebung des Be- 
satzungsrechts (Bundestags-Drucksache 1552) 
ist Gleiches hinsichtlich der übrigen Vor- 
‘'‘chriften des Kontrcllratsgcsctzcs Nr. 10 vor- 
gesehen. Nachdem die Organe der Bundes- 
republik auf Grund von Teil 1 Artikel 1 des 
am 5. Mai 1955 In Kraft getretenen Vertra- 
ges zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen (BGBl. 1955 II S. 406) 
befugt sind, Rechtsvorschriften der Besat- 
zungsbehörden aufzuheben oder zu ändern, 
erscheint es daher angebracht, auch die in 
Artikel 1 des Entwurfs genannten Vorschrif- 
ten über die Spruchgeriditsbarkeit in der 
ehemaligen britischen Zone aufzuheben. Von 
Bedeutung ist dabei auch, daß es in der ehe- 
maligen amerikanischen und französischen 
Zone keine Spruchgerichte gegeben hat, die 
auf kriminelle Strafen erkennen konnten. 
Spruchgeriditsverfahren auf Grund der Ver- 
ordnung Nr. 69 der Britischen Militärregie- 
rung sind zudem kaum mehr anhängig. Le- 
diglich in einigen Fällen sind erkannte Stra- 
fen bisher nicht vollstreckt worden, weil die 
Verurteilten flüchtig oder haftunfähig sind 
oder weil gegen sie z. Z. in anderer Sache 
Zuchthausstrafen, mit denen keine Gesamt- 
strafe gebildet werden konnte, in Unterbre- 
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diung der auf Grund der Verordnung Nr. 69 
erkannten Gefängnisstrafen vollstreckt wer- 
den. In einigen weiteren Fällen sind erkannte 
Geldstrafen noch nicht bezahlt v/orden oder 
stehen noch Gerichtskosten zum Soll. Diese 
Fälle können im Gnadenwege bereinigt 
werden. 

Zu Artikel 2 

§ 39 der Verfahrensordnung für die deut- 
schen Spruchgeridite vom 17. Februar 1947 
(Verordnungsblatt für die Britisdie Zone 
S. 57, 62) sieht vor, daß zugunsten der Ver- 
urteilten die Wiederaufnahme eines durdi 
rechtskräftiges Urteil geschlossenen Verfah- 
rens auf Grund neuer Tatsadien und Beweis- 
mittel nur stattfindet, wenn der Verurteilte 
diese Tatsachen oder Beweismittel in dem 
früheren Verfahren nicht gekannt hatte oder 
ohne sein Verschulden nicht geltend machen 
konnte. Der Antrag auf Wiederaufnahme 
kann von dem Verurteilten nur binnen zwei 
Jahren gestellt werden, nachdem er die Frei- 
heit wiedererlangt hat. Im Interesse der 
gleidien Behandlung aller von einem Spruch- 
gerichtsverfahren Betroffenen erscheint es 
gerechtfertigt, diese von den §§ 359 ff. StPO 
abweichende Verfahrensvorschrift für etwa 
noch durchzuführende Wiederaufnahmever- 
fahren beizubehalten. 

Zu Artikel 3 

Wie sich aus den vorstehenden Ausführun- 
gen zu I ergibt, obliegt die Spruchgerichts- 
barkelt z. Z. dem Spruchgericht in Bielefeld, 
dem Spruchsenat in Flamm, den Anklagebe- 
hörden bei diesen Gerichten und der Dienst- 
stelle des Generalinspekteurs für die Spruch- 
geridite. Da Spruchgerichtsverfahren kaum 
mehr anhängig sind und nach Aufhebung 
der Verordnung Nr. 69 niclit mehr eingelei- 
tet werden können, müssen diese Gerichte 
und Behörden aufgelöst werden. Bel etwaigen 
Wiederaufnahmeverfahren, bei der sonstigen 
Abwicklung der Spruchgerichtsbarkeit und 
auf dem Gebiet des Gnadenwesens können 
sich Aufgaben ergeben, die einem anderen 
Gericht oder einer anderen Behörde über- 
tragen werden müssen. § 3 Abs. 1 des Ent- 


wurfs sieht vor, daß an die Stelle der Spruch- 
gerichte und der Spruchsenate die ordent- 
lichen Gerichte und an die Stelle der Ankla- 
gebehörden bei diesen Gerichten und des 
Generalinspekteurs die Staatsanwaltschaften 
treten. § 3 Abs. 2 des Entwurfs schlägt eine 
Regelung für die allgemeine örtliche Zustän- 
digkeit der Gerichte und für ihre Zuständig- 
keit bei Wiederaufnahmeverfahren vor. Gna- 
denbehörde soll die Vollstreckungsbehörde 
(§ 451 StPO) sein. 

Zu Artikel 4 

Zum gemeinsamen Erlaß von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften sollen nach Artikel 4 
des Entwurfs die obersten Justizbehörden in 
den Ländern der ehemaligen britisdien Zone 
ermächtigt sein, auf die nach Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 208 des Hohen Kommissars 
des Vereinigten Königreichs für Deutschland 
die Zuständigkeiten des Zentraljustizamtes 
für die Britische Zone auf Grund der Ver- 
ordnung Nr. 69 der Britischen Militärregie- 
rung übertragen worden sind. Inhalt, Zv/eck 
und Ausmaß der erteilten Ermächtigung 
(Art. 80 GG) sind dadurch bestimmt, daß die 
Vorschriften für die Abwicklung der Spruch- 
gerichtsverfahren erforderlich sein müssen. 
Durch die Ausführungsbestimmungen muß 
u. a. die Auflösung der Dienststelle des Ge- 
neralinspekteurs, die geschäftliche Behand- 
lung der Spruchgerichtssachen, die Akten- 
aufbewahrung und möglicherweise auch der 
finanzielle Ausgleich der bisher aufgewand- 
ten Kosten geregelt werden; außerdem müs- 
sen Vorschriften des Präsidenten des Zentral- 
justizamtes für die Britische Zone aufgehoben 
werden. 

Zu Artikel 5 

Entsprechend dem Entwurf eines Ersten Ge- 
setzes zur Aufhebung des Besatzungsrechts 
soll es auch Aufgabe dieses Gesetzes sein, die 
in Artikel 1 bezeichneten Vorsdiriften mög- 
lidist gleichzeitig mit dem Protokoll über die 
Beendigung des Besatzungsregimes aufzuhe- 
ben, das am 5. Mai 1955, 12.00 Uhr in Kraft 
getreten ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Art. 3 Abs. 3 

Art. 3 Abs. 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Für diese Vorsdirift fehlt es an der Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes. Sie kann 
auch nicht aus Art. 84 Abs. 1 GG hergeleitet 
werden, da Regelungen nadi Art. 84 Abs, 1 
GG durch Bundesgesetz nur dann zulässig 
sind, wenn dem Bund audi das Recht zur 
materiellen Gesetzgebung zusteht. 

2. Zu Art. 4 

Art. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 4 

Die Landesregierungen von Hamburg, 
Niedersadisen, Nordrhein-Westfalen und 
Schlesv^ig-Holstein werden ermächtigt, die 
für die Abwicklung der Spruchgcrichtsver- 
fahren erforderlidien Rechtsvorschriften zu 
eimssen.“ 

Begründung 

Gegen die Fassung der Regierungsvorlage be- 


stehen verfassungsrechtliche, zumindest ver- 
fassungspolitische Bedenken. 

3. Zu Art. 5 Abs. 2 (neu) 

Art. 5 ist durch folgenden Abs. 2 zu ergänzen: 

„(2) Die in der Zeit zwischen dem Inkraft- 
treten und der Verkündung des Gesetzes 
ergangenen Gerichtsentscheidungen und Ver- 
waltungsakte bleiben insoweit unberührt, 
als sie zugunsten des Betroffenen ergangen 
sind.“ 

Begründung 

Es muß vermieden werden, daß den zugun- 
sten eines Betroffenen ergangenen Entschei- 
dungen durch das rückwirkende Inkraftset- 
zen des Gesetzes nachträgliVh die Grundlage 
entzogen wird und diese Personen dadurch 
benachteiligt werden. 

Der bisherige Art. 5 wird Art. 5 Abs. 1. 
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